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Landkreis Coburg 
 
Wasserrecht und Bayerisches Verwaltungsverfahrens-
recht; 
Einleiten von Niederschlagswasser in den Seelachgra-
ben durch die Stadt Rödental im Zusammenhang mit 
dem Betrieb der Regenwasserkanalisation im Bauge-
biet „Weiße Leite“ im Stadtteil Kipfendorf 
 
 

Stadt Coburg 
 
Amtliche Bekanntmachung der 18. Änderung des Flä-
chennutzungsplanes mit integriertem Landschaftsplan 
der Stadt Coburg vom 19.01.2023 für das Gebiet 
„westlich der Bundesautobahn A73 und östlich der 
Oberfüllbacher Straße zur Errichtung einer Agrovoltaik 
Anlage im Stadtteil Rögen“ 
 
Amtliche Bekanntmachung über den Satzungsbe-
schuss vom 08.02.2023 zum Vorhaben- und Erschlie-
ßungsplan Nr.  101 17 a 4 für das Gebiet „westlich der 
Bundesautobahn A73 und östlich der Oberfüllbacher 
Straße zur Errichtung einer Agrovoltaik Anlage im 
Stadtteil Rögen“ 
 
Vollzug der Bayer. Bauordnung (BayBO); 
Nutzungsänderung und Umbau des best. Wohnhauses 
zu 6 Wohneinheiten, Aufbau einer Dachgaube und An-
bau von Balkonen auf dem Grundstück Karlstraße 5 in 
Coburg (Fl.-Nr. 1647 Gmkg. Coburg) gemäß Bescheid 
der Stadt Coburg vom 24.04.2023, BauRegNr. 

20220111 
 
Vollzug der Bayer. Bauordnung (BayBO); 
Neubau eines Mehrfamilienhauses mit 5 Apparte-
ments in einer Wohngemeinschaft, Gemeinschafts-
räumen und Büro, sowie 10 Wohnungen und einem 
Verwaltungsbüro,19 Stellplätzen und Nebengebäu-
den, BauRegNr. 20230006 
 
Vollzug der Bayer. Bauordnung (BayBO); 
Erteilung der Baugenehmigung für die Erweiterung 
der Verkaufsflächen und Änderung des Eingangskof-
fers auf dem Grundstück Kanonenweg 15 in Coburg 
(Fl.-Nr. 1660 Gmkg. Coburg) gemäß Bescheid der 
Stadt Coburg vom 11.05.2023, BauRegNr. 20220224 
 
Amtliche Bekanntmachung über die öffentliche Ausle-
gung des Bebauungsplanentwurfes Nr. 21/11 mit in-
tegriertem Grünordnungsplan vom 17.05.202 für das 
Gebiet „Ehemaliges BGS-Gelände“ zwischen der Lau-
terer und Neustadter Straße 
 
Amtliche Bekanntmachung der Genehmigung der 17. 
Änderung des Flächennutzungsplanes mit integrier-
tem Landschaftsplan der Stadt Coburg vom 
19.01.2023 für das Gebiet „Ehemaliges BGS-Gelände“ 
 
 
 
 
 

Vollzug des Luftverkehrsgesetzes (LuftVG); 
Genehmigung eines Landeplatzes für Hubschrauber 
auf dem Dach eines Gebäudes innerhalb des Geländes 
des ehemaligen BGS-Areals in Coburg durch die Klini-
kum Coburg GmbH 
 

 

 
 

Wasserrecht und Bayerisches Verwal-

tungsverfahrensrecht; 

Einleiten von Niederschlagswasser in 

den Seelachgraben durch die  

Stadt Rödental im Zusammenhang mit 

dem Betrieb der Regenwasserkanali-

sation im Baugebiet „Weiße Leite“ im  

Stadtteil Kipfendorf 
 
Die Stadt Rödental erschließt das Baugebiet „Weiße 
Leite“ im Stadtteil Kipfendorf. Dabei ist beabsichtigt, 
das im Trennsystem in der Regenkanalisation gesam-
melte Niederschlagswasser in den Seelachgraben ein-
zuleiten. Für diese Einleitung hat die Stadt Rödental 
beim Landratsamt Coburg eine gehobene wasser-
rechtliche Erlaubnis gemäß § 15 WHG beantragt.  
 
Das Vorhaben wird hiermit gemäß Art. 69 des Bayeri-
schen Wassergesetzes (BayWG) i. V. m. Art. 73 des 
Bayerischen Verwaltungsverfahrensgesetzes 
(BayVwVfG) mit folgenden Hinweisen bekannt ge-
macht: 
 
1. Pläne und Beilagen, aus denen sich Art und 

Umfang des Unternehmens ergeben, liegen 
einen Monat, und zwar vom 12.06.2023 bis 
einschließlich 14.07.2023, im Rathaus der 
Stadt Rödental, Zimmer Nr. 111, während 
der Dienststunden aus. 

 
2. Einwendungen gegen das Unternehmen kön-

nen entweder bei der Stadtverwaltung 
Rödental oder beim Landratsamt Coburg, 
Lauterer Straße 60, 96450 Coburg, II. OG, 
Zi. Nr. 230, bis zwei Wochen nach Ablauf 
der Auslegungsfrist schriftlich oder zur 
Niederschrift von jedem, dessen Belange 
durch das Vorhaben berührt werden können, 
erhoben werden. Mit Ablauf der Einwen-
dungsfrist sind alle Einwendungen ausge-
schlossen, die nicht auf besonderen privat-
rechtlichen Titeln beruhen. 

 
3. Sollten keine Einwendungen erhoben wer-

den, beabsichtigt das Landratsamt in diesem 
wasserrechtlichen Verfahren gemäß Art. 67 
Abs. 2 Nr. 4 BayVwVfG ohne mündliche 
Verhandlung (Erörterungstermin) zu 
entscheiden. Einwendungen gegen diese Vor-
gehensweise können ebenfalls bis zwei 

Wochen nach Ablauf der Auslegungsfrist 
erhoben werden. 

 

Inhaltsverzeichnis 

Landkreis Coburg 
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4. Findet ein Erörterungstermin statt, kann bei Aus-
bleiben eines Beteiligten in dem Erörterungster-
min auch ohne ihn verhandelt werden. 

  
5. a) Personen, die Einwendungen erhoben  

 haben, können vom Erörterungstermin 
durch öffentliche  Bekanntmachung 
benachrichtigt werden, 

 
 b) die Zustellung der Entscheidung über die  
  Einwendungen kann durch öffentliche Be-

 kanntmachung ersetzt werden,  

 
 wenn mehr als 50 Benachrichtigungen o-

der Zustellungen vorzunehmen sind. 
 
Coburg, den 23.05.2023 
L a n d r a t s a m t 
- Fachbereich Wasserrecht -  
 
K u h n 
 
 
 
 

Amtliche Bekanntmachung der  

18. Änderung des Flächennutzungs-

planes mit integriertem Landschafts-

plan der Stadt Coburg vom 

19.01.2023 für das Gebiet „westlich 

der Bundesautobahn A73 und östlich 

der Oberfüllbacher Straße zur Errich-

tung einer Agrovoltaik Anlage im 

Stadtteil Rögen“ 
 
Die Regierung Oberfranken hat mit Bescheid, Az. ROF-
SG32-4621-4-18-12 vom 12.04.2023, die 18. Ände-
rung des Flächennutzungsplanes mit integriertem 
Landschaftsplan der Stadt Coburg vom 19.01.2023 für 
das Gebiet „westlich der Bundesautobahn A73 und 
östlich der Oberfüllbacher Straße zur Errichtung einer 
Agrovoltaik Anlage im Stadtteil Rögen“ genehmigt. 
 
Die Erteilung der Genehmigung wird hiermit gemäß 

§ 6 Abs. 5 Baugesetzbuch (BauGB) ortsüblich bekannt 
gemacht. 
 
Der Flächennutzungsplan mit integriertem Land-
schaftsplan, die Begründung, sowie die zusammenfas-
sende Erklärung werden zu jedermanns Einsicht im 
Stadtbauamt/Stadtplanung, Ämtergebäude, Stein-
gasse 18, Zimmer 223, während folgender Dienstzei-
ten bereitgehalten:  
 
Montag, Dienstag und Donnerstag 
von 08.30 Uhr bis 15.30 Uhr 
 
Mittwoch und Freitag 
von 08.30 Uhr bis 12.00 Uhr 
 
Die 18. Änderung des Flächennutzungsplans kann 
darüber hinaus mit Begründung auf der Homepage 
der Stadt Coburg (www.coburg.de unter Menü > Rat-

haus und Verwaltung > Bekanntmachungen und Ver-
öffentlichungen) aufgerufen, ausgedruckt oder herun-
tergeladen werden. 
 
Gemäß § 215 Abs. 2 BauGB wird auf Folgendes hin-
gewiesen (§ 215 Abs. 1 BauGB):  
 
„Unbeachtlich werden  
 
1. eine nach § 214 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 bis 3 beachtli-
che Verletzung der dort bezeichneten Verfahrens- und 
Formvorschriften,  

 
2. eine unter Berücksichtigung des § 214 Abs. 2 be-
achtliche Verletzung der Vorschriften über das Ver-
hältnis des Bebauungsplans und des Flächennut-
zungsplans und  
 
3. nach § 214 Abs. 3 Satz 2 beachtliche Mängel des 
Abwägungsvorgangs,  
 
wenn sie nicht innerhalb eines Jahres seit Bekanntma-
chung des Flächennutzungsplans oder der Satzung 
schriftlich gegenüber der Gemeinde unter Darlegung 
des die Verletzung begründenden Sachverhalts gel-
tend gemacht worden sind. Satz 1 gilt entsprechend, 
wenn Fehler nach § 214 Abs. 2a beachtlich sind.“ 
 
 
Coburg, 15.05.2023 
S T A D T   C O B U R G  
 
gez. Dominik Sauerteig  
Dominik Sauerteig 
Oberbürgermeister 
 
 

Amtliche Bekanntmachung über den 

Satzungsbeschuss vom 08.02.2023 

zum Vorhaben- und Erschließungs-

plan Nr. 101 17 a 4 für das Gebiet 

„westlich der Bundesautobahn A73 

und östlich der Oberfüllbacher Straße 

zur Errichtung einer Agrovoltaik An-

lage im Stadtteil Rögen“ 
 
Die Stadt Coburg gibt hiermit bekannt, dass der Senat 
für Stadt- und Verkehrsplanung sowie Bauwesen am 
08.02.2023 den oben näher bezeichneten Vorhaben- 
und Erschließungsplan mit Begründung gemäß § 10 
Abs. 1 Baugesetzbuch (BauGB) als Satzung beschlos-
sen hat.  
 
Mit der Bekanntmachung des Satzungsbeschlusses 
vom 08.02.2023 tritt der Vorhaben- und Erschlie-
ßungsplan vom 08.02.2023 gemäß § 10 Abs. 3 BauGB 

für das Gebiet „westlich der Bundesautobahn A73 und 
östlich der Oberfüllbacher Straße zur Errichtung einer 
Agrovoltaik Anlage im Stadtteil Rögen“ in Kraft. 
 
Die Stadt Coburg gibt ferner bekannt, dass der oben 
näher bezeichnete Vorhaben- und Erschließungsplan 
mit Begründung gemäß § 10 Abs. 3 BauGB während 
folgender Dienstzeiten zu jedermanns Einsicht im 

Stadt Coburg 
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Stadtbauamt/Stadtplanung, Ämtergebäude, Stein-
gasse 18, Zimmer 223, bereitgehalten wird  
 
Montag, Dienstag und Donnerstag 
von 08.30 Uhr bis 15.30 Uhr 
 
Mittwoch und Freitag 
von 08.30 Uhr bis 12.00 Uhr 
 
Über den Inhalt des Vorhaben- und Erschließungs-
plans mit Begründung wird auf Verlangen Auskunft 
gegeben.  

 
Der Vorhaben- und Erschließungsplan Nr. 101 17 a 4 
kann darüber hinaus mit Begründung auf der Home-
page der Stadt Coburg (www.coburg.de unter Menü > 
Rathaus und Verwaltung > Bekanntmachungen und 
Veröffentlichungen) aufgerufen, ausgedruckt oder 
heruntergeladen werden. 
 
Gemäß § 44 Abs. 5 BauGB wird auf Folgendes hinge-
wiesen (§ 44 Abs. 3 Satz 1 und 2 sowie Abs. 4 
BauGB):  
 
„Der Entschädigungsberechtigte kann Entschädigung 
verlangen, wenn die in den §§ 39 bis 42 BauGB be-
zeichneten Vermögensnachteile eingetreten sind. Er 
kann die Fälligkeit des Anspruchs dadurch herbeifüh-
ren, dass er die Leistung der Entschädigung schriftlich 
bei dem Entschädigungspflichtigen beantragt. 
 
Ein Entschädigungsanspruch erlischt, wenn nicht in-
nerhalb von drei Jahren nach Ablauf des Kalenderjah-
res, in dem die in Abs. 3 Satz 1 bezeichneten Vermö-
gensnachteile eingetreten sind, die Fälligkeit des An-
spruchs herbeigeführt wird.“ 
 
Gemäß § 215 Abs. 2 BauGB wird auf Folgendes hin-
gewiesen (§ 215 Abs. 1 BauGB):  
„Unbeachtlich werden  
 
1. eine nach § 214 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 bis 3 beachtli-
che Verletzung der dort bezeichneten Verfahrens- und 
Formvorschriften,  
 
2. eine unter Berücksichtigung des § 214 Abs. 2 be-
achtliche Verletzung der Vorschriften über das Ver-
hältnis des Bebauungsplans und des Flächennut-
zungsplans und  
 
3. nach § 214 Abs. 3 Satz 2 beachtliche Mängel des 
Abwägungsvorgangs,  
 
wenn sie nicht innerhalb eines Jahres seit Bekanntma-
chung des Flächennutzungsplans oder der Satzung 
schriftlich gegenüber der Gemeinde unter Darlegung 
des die Verletzung begründenden Sachverhalts gel-
tend gemacht worden sind. Satz 1 gilt entsprechend, 

wenn Fehler nach § 214 Abs. 2a beachtlich sind.“ 
 
Coburg, 15.05.2023 
S T A D T   C O B U R G  
 
gez. Dominik Sauerteig  
Dominik Sauerteig 
Oberbürgermeister 

Vollzug der Bayer. Bauordnung 

(BayBO); 

Nutzungsänderung und Umbau des 

best. Wohnhauses zu 6 Wohneinhei-

ten, Aufbau einer Dachgaube und An-

bau von Balkonen auf dem Grund-

stück Karlstraße 5 in Coburg (Fl.-Nr. 

1647 Gmkg. Coburg) gemäß Bescheid 

der Stadt Coburg vom 24.04.2023, 

BauRegNr. 20220111 
 
Die Stadt Coburg hat mit Bescheid vom 24.04.2023, 
BauRegNr. 20220111, der Bau Manufaktur Coburg 
GmbH & Co. KG, Hintere Kreuzgasse 7a, 96450 
Coburg, die Baugenehmigung für das Bauvorhaben 
„Nutzungsänderung und Umbau des best. Wohnhau-
ses zu 6 Wohneinheiten, Aufbau einer Dachgaube und 
Anbau von Balkonen auf dem Grundstück Karlstraße 
5 in Coburg (Fl.-Nr. 1647 Gmkg. Coburg) “ unbescha-
det der privaten Rechte Dritter erteilt (Art. 55 ff 
BayBO). Einzelheiten sind der Baugenehmigung zu 
entnehmen. 
 
Hat ein Nachbar dem Bauantrag für das o. g. Bauvor-
haben nicht zugestimmt oder wird seinen Einwendun-
gen nicht entsprochen, so ist ihm eine Ausfertigung 
der Baugenehmigung zuzustellen. Die Zustellung der 
Baugenehmigung wird hiermit durch die öffentliche 
Bekanntmachung ersetzt (Art. 66 Abs. 1 Satz 4 und 
Abs. 2 Sätze 4 u. 5 BayBO). Der Nachbar ist Beteiligter 
im Sinne des Art. 13 Abs. 1 Nr. 1 des Bayer. Verwal-
tungsverfahrensgesetzes. 
 

Die Zustellung der Baugenehmigung gilt mit dem Tag 
der Veröffentlichung dieser Bekanntmachung als be-
wirkt (Art. 66 Abs. 2 Satz 6 BayBO). Die in der nach-
stehenden Rechtsbehelfsbelehrung genannte Frist 
wird mit dem Tag der Zustellung in Lauf gesetzt. 
 
Die Baugenehmigung ist mit folgender Rechtsbehelfs-
belehrung versehen: 
 

Rechtsbehelfsbelehrung 
 
Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines Mo-
nats nach seiner Bekanntgabe Klage bei dem 
 

Bayerischen Verwaltungsgericht in Bayreuth, 
Postfachanschrift:  

Postfach 11 03 21, 95422 Bayreuth, 
Hausanschrift:  

Friedrichstraße 16, 95444 Bayreuth 
 

schriftlich oder zur Niederschrift des Urkundsbeamten 
der Geschäftsstelle dieses Gerichts oder elektronisch, 
nach Maßgabe der der Internetpräsenz der Verwal-
tungsgerichtsbarkeit (www.vgh.bayern.de) zu ent-
nehmenden Bedingungen, erhoben werden. Die Klage 
muss den Kläger, den Beklagten und den Gegenstand 
des Klagebegehrens bezeichnen und soll einen be-
stimmten Antrag enthalten. Die zur Begründung die-
nenden Tatsachen und Beweismittel sollen angege-
ben, der angefochtene Bescheid soll in Abschrift bei-
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gefügt werden. Der Klage und allen Schriftsätzen sol-
len Abschriften für die übrigen Beteiligten beigefügt 
werden. 
 

Hinweise zur Rechtsbehelfsbelehrung: 
 
Die Einlegung eines Rechtsbehelfs per einfache E-Mail 
ist nicht zugelassen und entfaltet keine rechtlichen 
Wirkungen! Nähere Informationen zur elektronischen 
Einlegung von Rechtsbehelfen entnehmen Sie bitte 
der Internetpräsenz der Stadt Coburg; 
www.coburg.de/zugangseroeffnung bzw. der Bayeri-

schen Verwaltungsgerichtsbarkeit (www.vgh.bay-
ern.de). 
Sofern kein Fall des § 188 VwGO vorliegt, wird kraft 
Bundesrecht in Prozessverfahren vor den Verwal-
tungsgerichten infolge der Klageerhebung eine Ver-
fahrensgebühr fällig, die grundsätzlich als Gebühren-
vorschuss zu entrichten ist. 
 
Den Beteiligten wird die Möglichkeit gegeben, die Ver-
fahrensakten bei der Stadt Coburg, Stadtbau-
amt/Bauordnung, Ämtergebäude, Steingasse 18, 
96450 Coburg, 1. Obergeschoss, Zimmer-Nr. 101, 
während der folgenden Dienstzeiten einzusehen und 
eventuelle Einwendungen vorzubringen: 
 
Montag, Dienstag und Donnerstag:  
8.30 Uhr – 15.30 Uhr 
 
Mittwoch und Freitag: 
8.30 Uhr – 12.00 Uhr 
 
Zur Vermeidung von Wartezeiten empfehlen wir, un-
ter der Tel. 09561/89-1632 eine entsprechende Ter-
minabsprache zu vereinbaren. 
 
 
Coburg, den 15.05.2023 
S T A D T   C O B U R G 
 
gez. Dominik Sauerteig 
Dominik Sauerteig 
Oberbürgermeister 
 
 

Vollzug der Bayer. Bauordnung 

(BayBO); 

Neubau eines Mehrfamilienhauses mit 

5 Appartements in einer Wohnge-

meinschaft, 

Gemeinschaftsräumen und Büro, so-

wie 10 Wohnungen und einem Ver-

waltungsbüro, 

19 Stellplätzen und Nebengebäuden, 

BauRegNr. 20230006 
 

Die Stadt Coburg hat mit Bescheid vom 25.04.2023, 
BauRegNr. 20230006, Fa. Raab Baugesellschaft 
GmbH & Co. KG, Frankenstraße 7, 96250 Ebensfeld, 
die Baugenehmigung für das Bauvorhaben „Neubau 
eines Mehrfamilienhauses mit 5 Appartements in einer 
Wohngemeinschaft, Gemeinschaftsräumen und Büro, 
sowie 10 Wohnungen und einem Verwaltungsbüro,19 

Stellplätzen und Nebengebäuden für das Grundstück 
Max-Böhme-Ring 12, 12a, 12b auf den Flur-Nrn. 
145/17 und 145/88 der Gemarkung Bertelsdorf“ un-
beschadet der privaten Rechte Dritter erteilt (Art. 55 
ff BayBO). 
Einzelheiten sind der Baugenehmigung zu entneh-
men. 
 
Hat ein Nachbar dem Bauantrag für das o. g. Bauvor-
haben nicht zugestimmt oder wird seinen Einwendun-
gen nicht entsprochen, so ist ihm eine Ausfertigung 
der Baugenehmigung zuzustellen. Die Zustellung der 

Baugenehmigung wird hiermit durch die öffentliche 
Bekanntmachung ersetzt (Art. 66 Abs. 1 Satz 6 und 
Abs. 2 Sätze 4 u. 5 BayBO). Der Nachbar ist Beteiligter 
im Sinne des Art. 13 Abs. 1 Nr. 1 des Bayer. Verwal-
tungsverfahrensgesetzes. 
 
Die Zustellung der Baugenehmigung gilt mit dem Tag 
der Veröffentlichung dieser Bekanntmachung als be-
wirkt (Art. 66 Abs. 2 Satz 6 BayBO). Die in der nach-
stehenden Rechtsbehelfsbelehrung genannte Frist 
wird mit dem Tag der Zustellung in Lauf gesetzt. 
 
Die Baugenehmigung ist mit folgender Rechtsbehelfs-
belehrung versehen: 
 

Rechtsbehelfsbelehrung 
 
Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines Mo-
nats nach seiner Bekanntgabe Klage bei dem 
 

Bayerischen Verwaltungsgericht in Bayreuth, 
Postfachanschrift:  

Postfach 11 03 21, 95422 Bayreuth, 
Hausanschrift:  

Friedrichstraße 16, 95444 Bayreuth 
 
schriftlich oder zur Niederschrift des Urkundsbeamten 
der Geschäftsstelle dieses Gerichts oder elektronisch, 
nach Maßgabe der der Internetpräsenz der Verwal-
tungsgerichtsbarkeit (www.vgh.bayern.de) zu ent-
nehmenden Bedingungen, erhoben werden. Die Klage 
muss den Kläger, den Beklagten und den Gegenstand 
des Klagebegehrens bezeichnen und soll einen be-
stimmten Antrag enthalten. Die zur Begründung die-
nenden Tatsachen und Beweismittel sollen angege-
ben, der angefochtene Bescheid soll in Abschrift bei-
gefügt werden. Der Klage und allen Schriftsätzen sol-
len Abschriften für die übrigen Beteiligten beigefügt 
werden.  

Hinweise zur Rechtsbehelfsbelehrung: 
 
Die Einlegung eines Rechtsbehelfs per einfache E-Mail 
ist nicht zugelassen und entfaltet keine rechtlichen 
Wirkungen! Nähere Informationen zur elektronischen 
Einlegung von Rechtsbehelfen entnehmen Sie bitte 
der Internetpräsenz der Stadt Coburg; 

www.coburg.de/zugangseroeffnung bzw. der Bayeri-
schen Verwaltungsgerichtsbarkeit (www.vgh.bay-
ern.de). 
Sofern kein Fall des § 188 VwGO vorliegt, wird kraft 
Bundesrecht in Prozessverfahren vor den Verwal-
tungsgerichten infolge der Klageerhebung eine Ver-
fahrensgebühr fällig, die grundsätzlich als Gebühren-
vorschuss zu entrichten ist. 
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Den Beteiligten wird die Möglichkeit gegeben, die Ver-
fahrensakten bei der Stadt Coburg, Stadtbau-
amt/Bauordnung, Ämtergebäude, Steingasse 18, 
96450 Coburg, 1. Obergeschoss, Zimmer-Nr. 101, 
während der folgenden Dienstzeiten einzusehen und 
eventuelle Einwendungen vorzubringen: 
 
Montag, Dienstag und Donnerstag:  
8.30 Uhr – 15.30 Uhr 
 
Mittwoch und Freitag: 
8.30 Uhr – 12.00 Uhr 

 
Zur Vermeidung von Wartezeiten empfehlen wir, un-
ter der Tel. 09561/89-1632 eine entsprechende Ter-
minabsprache zu vereinbaren. 
 
Coburg, den 15.05.2023 
S T A D T   C O B U R G 
 
gez. Dominik Sauerteig 
Dominik Sauerteig 
Oberbürgermeister 
 
 

Vollzug der Bayer. Bauordnung 

(BayBO); 

Erteilung der Baugenehmigung für die 

Erweiterung der Verkaufsflächen und 

Änderung des Eingangskoffers auf 

dem Grundstück Kanonenweg 15 in 

Coburg (Fl.-Nr. 1660 Gmkg. Coburg) 

gemäß Bescheid der Stadt Coburg 

vom 11.05.2023, BauRegNr. 

20220224 
 
Die Stadt Coburg hat mit Bescheid vom 11.05.2023, 
BauRegNr. 20220224, der LIDL Dienstleistung GmbH 
& Co. KG, Bonfelder Str. 2, 74206 Bad Wimpfen, die 
Baugenehmigung für das Bauvorhaben „Erweiterung 
der Verkaufsflächen und Änderung des Eingangskof-
fers“ auf dem Grundstück Kanonenweg 15 (Fl.-Nr. 
1660 Gmkg. Coburg)“ unbeschadet der privaten 
Rechte Dritter erteilt (Art. 55 ff BayBO). Einzelheiten 
sind der Baugenehmigung zu entnehmen. 
 
Hat ein Nachbar dem Bauantrag für das o. g. Bauvor-
haben nicht zugestimmt oder wird seinen Einwendun-
gen nicht entsprochen, so ist ihm eine Ausfertigung 
der Baugenehmigung zuzustellen. Die Zustellung der 
Baugenehmigung wird hiermit durch die öffentliche 
Bekanntmachung ersetzt (Art. 66 Abs. 1 Satz 6 und 
Abs. 2 Sätze 4 u. 5 BayBO). Der Nachbar ist Beteiligter 
im Sinne des Art. 13 Abs. 1 Nr. 1 des Bayer. Verwal-
tungsverfahrensgesetzes. 
 
Die Zustellung der Baugenehmigung gilt mit dem Tag 
der Veröffentlichung dieser Bekanntmachung als be-
wirkt (Art. 66 Abs. 2 Satz 6 BayBO). Die in der nach-
stehenden Rechtsbehelfsbelehrung genannte Frist 
wird mit dem Tag der Zustellung in Lauf gesetzt. 
 
Die Baugenehmigung ist mit folgender Rechtsbehelfs-
belehrung versehen: 

Rechtsbehelfsbelehrung 
 
Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines Mo-
nats nach seiner Bekanntgabe Klage bei dem 
 

Bayerischen Verwaltungsgericht in Bayreuth, 
Postfachanschrift:  

Postfach 11 03 21, 95422 Bayreuth, 
Hausanschrift:  

Friedrichstraße 16, 95444 Bayreuth 
 
schriftlich oder zur Niederschrift des Urkundsbeamten 

der Geschäftsstelle dieses Gerichts oder elektronisch, 
nach Maßgabe der der Internetpräsenz der Verwal-
tungsgerichtsbarkeit (www.vgh.bayern.de) zu ent-
nehmenden Bedingungen, erhoben werden. Die Klage 
muss den Kläger, den Beklagten und den Gegenstand 
des Klagebegehrens bezeichnen und soll einen be-
stimmten Antrag enthalten. Die zur Begründung die-
nenden Tatsachen und Beweismittel sollen angege-
ben, der angefochtene Bescheid soll in Abschrift bei-
gefügt werden. Der Klage und allen Schriftsätzen sol-
len Abschriften für die übrigen Beteiligten beigefügt 
werden. 
 

Hinweise zur Rechtsbehelfsbelehrung: 
 
Die Einlegung eines Rechtsbehelfs per einfache E-Mail 
ist nicht zugelassen und entfaltet keine rechtlichen 
Wirkungen! Nähere Informationen zur elektronischen 
Einlegung von Rechtsbehelfen entnehmen Sie bitte 
der Internetpräsenz der Stadt Coburg; 
www.coburg.de/zugangseroeffnung bzw. der Bayeri-
schen Verwaltungsgerichtsbarkeit (www.vgh.bay-
ern.de). 
Sofern kein Fall des § 188 VwGO vorliegt, wird kraft 
Bundesrecht in Prozessverfahren vor den Verwal-
tungsgerichten infolge der Klageerhebung eine Ver-
fahrensgebühr fällig, die grundsätzlich als Gebühren-
vorschuss zu entrichten ist. 
 
Den Beteiligten wird die Möglichkeit gegeben, die Ver-
fahrensakten bei der Stadt Coburg, Stadtbau-
amt/Bauordnung, Ämtergebäude, Steingasse 18, 
96450 Coburg, 1. Obergeschoss, Zimmer-Nr. 102, 
während der folgenden Dienstzeiten einzusehen und 
eventuelle Einwendungen vorzubringen: 
 
Montag, Dienstag und Donnerstag:  
8.30 Uhr – 15.30 Uhr 
 
Mittwoch und Freitag: 
8.30 Uhr – 12.00 Uhr 
 
(Zur Vermeidung von Wartezeiten empfehlen wir, un-
ter der Tel. 09561/89-1630 eine entsprechende Ter-
minabsprache zu vereinbaren.) 
 

Coburg, 15.05.2023 
S T A D T   C O B U R G 
 
gez. Dominik Sauerteig 
Dominik Sauerteig 
Oberbürgermeister 
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Amtliche Bekanntmachung über die 

öffentliche Auslegung des Bebauungs-

planentwurfes Nr. 21/11 mit inte-

griertem Grünordnungsplan vom 

17.05.202 für das Gebiet  

„Ehemaliges BGS-Gelände“ zwischen 

der Lauterer und Neustadter Straße 
 

Die Stadt Coburg gibt hiermit gemäß § 3 Abs. 2 Bau-
gesetzbuch (BauGB) bekannt, dass der vom Senat für 
Stadt- und Verkehrsplanung sowie Bauwesen gebil-
ligte Bebauungsplanentwurf Nr. 21/11 vom 
17.05.2023 für das Gebiet „Ehemaliges BGS-Gelände“ 
zwischen der Lauterer und Neustadter Straße mit Be-
gründung einschließlich Umweltbericht sowie den re-
levanten umweltbezogenen Stellungnahmen vom 
 

06. Juni 2023 bis 14. Juli 2023 
 
im Stadtbauamt/Stadtplanung, Ämtergebäude, Stein-
gasse 18, 2. OG, Zimmer Nr. 218 a, öffentlich aus-
liegt.  

 
Während der Auslegungsfrist können Stellungnahmen 
schriftlich an das Stadtbauamt, Abt. Stadtplanung, 
Steingasse 18, 96450 Coburg oder per E-Mail an aus-
legung@coburg.de, abgegeben werden.  
 
Die Auslegung des o.g. Bebauungsplanentwurfes ein-
schl. der Begründung und Umweltbericht findet im ge-
nannten Zeitraum gemäß § 3 Abs. 1 des Gesetzes zur 
Sicherstellung ordnungsgemäßer Planungs- und Ge-
nehmigungsverfahren während der COVID-19-Pande-
mie (Planungssicherstellungsgesetz – PlanSiG) zu-
sätzlich durch eine Veröffentlichung im Internet statt.  
Der Inhalt dieser Bekanntmachung, das Formblatt 
zum Datenschutz und der Bebauungsplanentwurf Nr. 
21/11 mit integriertem Grünordnungsplan vom 
17.05.202 für das Gebiet „Ehemaliges BGS-Gelände“ 
zwischen der Lauterer und Neustadter Straße können 
hierzu mit Begründung und den relevanten umweltbe-
zogenen Stellungnahmen auf der Homepage der Stadt 
Coburg (www.coburg.de ) unter Menü > Rathaus und 
Verwaltung > Bekanntmachungen & Veröffentlichun-
gen > Amtliche Bekanntmachungen aufgerufen, aus-
gedruckt oder heruntergeladen werden.  
 
Folgende umweltbezogene Informationen und Stel-
lungnahmen sind verfügbar und liegen ebenfalls öf-
fentlich aus: 
 

- Ergebnisse des Umweltberichts zu den Aus-
wirkungen der Planung: 

   - auf das Schutzgut Mensch 
   - auf das Schutzgut Landschaft, Erholung 
   - auf das Schutzgut Kultur- und Sachgüter 
   - auf das Schutzgut Flora, Fauna 
   - auf das Schutzgut Boden 
   - auf das Schutzgut Klima, Luft 
   - auf das Schutzgut Wasser 
 
Die weiteren bereits vorliegenden umweltbezogenen 
Stellungnahmen von Privaten, Behörden und sonsti-
gen Trägern öffentlicher Belange: 

- Stellungnahme der Regierung von Oberfran-
ken zu städtebaulichen sowie bau- und pla-
nungsrechtlichen Belangen 

- Stellungnahme des Wasserwirtschaftsamtes 
Kronach zur Beseitigung des Niederschlags-
wassers, zum Grundwasser- und Gewässer-
schutz sowie zu Altlasten und zum Boden-
schutz 

- Stellungnahme des Landratsamtes Coburg zu 
Wasserrecht, Naturschutz, Verkehr und Mo-
bilität 

-  Stellungnahme des VCD zu Verkehr und 

ÖPNV 
-  Stellungnahme des ADFC zu Fuß- und Rad-

wegen 
- Stellungnahme des Bauverwaltungs- und 

Umweltamts zu Immissionsschutz, Altlasten, 
Wasserrecht und Erschließung 

 
Im Zuge dieses Bebauungsplanverfahrens sollen die 
Festsetzungen des Bebauungsplanes mit integriertem 
Grünordnungsplan Nr. 21/2 für das Gebiet „Bertels-
dorfer Höhe“ vom 25.11.1993, soweit sie innerhalb 
des Geltungsbereiches des neu aufzustellenden Be-
bauungsplanes Nr. 21/11 liegen, aufgehoben werden. 
 
Datenschutz: Die Verarbeitung personenbezogener 
Daten erfolgt auf der Grundlage der Art. 6 Abs. 1 
Buchstabe e (DSGVO) i.V. mit § 3 BauGB und dem 
BayDSG. Sofern Sie Ihre Stellungnahme ohne Absen-
derangaben abgeben, erhalten Sie keine Mitteilung 
über das Ergebnis der Prüfung. Weitere Informationen 
entnehmen Sie bitte dem Formblatt „Datenschutz-
rechtliche Informationspflichten im Bauleitplanverfah-
ren“ das ebenfalls öffentlich ausliegt. 
 
Es wird darauf hingewiesen, dass nicht fristgerecht 
abgegebene Stellungnahmen bei der Beschlussfas-
sung über den Bauleitplan unberücksichtigt bleiben 
können, sofern die Gemeinde deren Inhalt nicht 
kannte und nicht hätte kennen müssen und deren In-
halt für die Rechtmäßigkeit des Bauleitplans nicht von 
Bedeutung ist. 
 
Coburg, 17.05.2023 
Stadt Coburg 
 
gez. Dominik Sauerteig 
Dominik Sauerteig                  
Oberbürgermeister                 
 
 

Amtliche Bekanntmachung der Ge-

nehmigung der 17. Änderung des Flä-

chennutzungsplanes mit integriertem 

Landschaftsplan der Stadt Coburg 

vom 19.01.2023 für das Gebiet 

„Ehemaliges BGS-Gelände“ 
 

Die Regierung von Oberfranken hat mit Bescheid ROF-
SG32-4621-4-17-5 vom 30.03.2023, die 17. Ände-
rung des Flächennutzungsplanes mit integriertem 
Landschaftsplan der Stadt Coburg für das Gebiet 
„Ehemaliges BGS-Gelände“ in der Fassung vom 
19.01.2023 genehmigt. 
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Die Erteilung der Genehmigung wird hiermit gemäß  
§ 6 Abs. 5 Baugesetzbuch (BauGB) ortsüblich bekannt 
gemacht. 
 
Der Flächennutzungsplan, die Begründung mit Um-
weltbericht sowie die zusammenfassende Erklärung 
wird ab Freitag, dem 26. Mai 2023 zu jedermanns 
Einsicht im Stadtbauamt, Abt. Stadtplanung, Ämter-
gebäude, Steingasse 18, Zimmer-Nrn. 222 u. 223 
während folgender Dienstzeiten bereitgehalten: 
 
Montag, Dienstag und Donnerstag 

von 08.30 Uhr bis 15.30 Uhr 
 
Mittwoch und Freitag 
von 08.30 Uhr bis 12.00 Uhr 
 
Zusätzlich wird gem. § 6a Abs. 2 BauGB der wirksame 
Flächennutzungsplan mit der Begründung und der zu-
sammenfassenden Erklärung ergänzend in das Inter-
net eingestellt und über ein zentrales Internetportal 
des Landes zugänglich gemacht. 
. 
Gemäß § 215 Abs. 2 BauGB wird auf die Vorausset-
zungen für die Geltendmachung der Verletzung von 
Vorschriften sowie auf die Rechtsfolgen hingewiesen 
(§ 215 Abs. 1 BauGB) 
 
Gemäß § 215 Abs. 2 BauGB wird auf Folgendes hin-
gewiesen (§ 215 Abs. 1 BauGB): 
  
"Unbeachtlich werden 
  
1. eine nach § 214 Abs.1 Satz 1 Nr. 1 bis 3 beacht-

liche Verletzung der dort bezeichneten Verfah-
rens- und Formvorschriften, 

 
2. eine unter Berücksichtigung des § 214 Abs. 2 be-

achtliche Verletzung der Vorschriften über das 
Verhältnis des Bebauungsplans und des Flächen-
nutzungsplans und 

 
3. nach § 214 Abs. 3 Satz 2 beachtliche Mängel des 

Abwägungsvorgangs, 
  
wenn sie nicht innerhalb eines Jahres seit Bekanntma-
chung des Flächennutzungsplans oder der Satzung 
schriftlich gegenüber der Gemeinde unter Darlegung 
des die Verletzung begründenden Sachverhalts gel-
tend gemacht worden sind. Satz 1 gilt entsprechend, 
wenn Fehler nach § 214 Abs. 2a beachtlich sind."     
 
Coburg, 17.05.2023 
Stadt Coburg 
 
gez. Dominik Sauerteig 
Dominik Sauerteig 
Oberbürgermeister 

 
 
 
 
 
 
 

Vollzug des Luftverkehrsgesetzes 

(LuftVG); 

Genehmigung eines Landeplatzes für 

Hubschrauber auf dem Dach eines Ge-

bäudes innerhalb des Geländes des 

ehemaligen BGS-Areals in Coburg 

durch die Klinikum Coburg GmbH 

 
Die Klinikum Coburg GmbH hat bei der Regierung von 
Mittelfranken – Luftamt Nordbayern – die luftrechtli-

che Genehmigung zur Anlage und zum Betrieb eines 
Landeplatzes für Hubschrauber auf dem Dach des 
Neubaus des Klinikums Coburg im Bereich des ehem. 
BGS-Geländes nach § 6 des LuftVG beantragt. 
Dieser Hubschrauber-Sonderlandeplatz soll für die 
Durchführung von Starts und Landungen nach Sicht-
flugregeln bei Tag und Nacht verwendet werden, und 
ausschließlich zur Durchführung von medizinischen 
Hubschraubernoteinsätzen bzw. dem Transport von 
schwerstkranken Patienten nach vorheriger Genehmi-
gung durch den Platzhalter dienen.  
Hierbei ist keine Stationierung eines Hubschraubers 
vor Ort vorgesehen, sondern nur ein temporärer Auf-
enthalt auf der Landefläche. 
 
Die Antragsunterlagen liegen in der Zeit 
 

vom 06. Juni 2023 bis 14. Juli 2023 
 
während folgender Zeiten im Stadtbauamt/Stadtpla-
nung, Ämtergebäude, Steingasse 18, 2. OG, 
Zimmer Nr. 218 a, zur allgemeinen Einsicht aus: 
 
Montag, Dienstag und Donnerstag 
von 08.30 Uhr bis 15.30 Uhr 
 
Mittwoch und Freitag 
von 08.30 Uhr bis 12.00 Uhr. 
 
Bis zwei Wochen nach Ablauf der Auslegungsfrist be-
steht Gelegenheit zur Abgabe einer Stellungnahme 
schriftlich an das Stadtbauamt, Abt. Stadtplanung, 
Steingasse 18, 96450 Coburg oder per E-Mail an aus-
legung@coburg.de.  
 
Coburg, 17.05.2023 
Stadt Coburg 
 
gez. Dominik Sauerteig 
Dominik Sauerteig  
Oberbürgermeister 


